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Vom Hoffnungsträger 
zum Sündenbock
Teil 1: Die Geschichte einer Inszenierung

J eder, der schon längere Zeit in der 
PV-Branche ist, erinnert sich. Wurde 

man Mitte 2000 gefragt, was man be-
ruflich macht, kam als Antwort „Super, 
das ist die Zukunft“. Die Stimmung war 
von Begeisterung geprägt und Aufbruch. 
Photovoltaik verkörperte das Mitmach-
prinzip. Bis Ende 2009 unterstützten 
95% der Bevölkerung einen verstärkten 
Ausbau der Erneuerbaren Energien und 
bis zu 85% die Förderung über das EEG. 
Die EEG-Umlage, die zugleich eine Art 
Indikator für die Akzeptanz der dezentra-
len Energiewende darstellt, betrug etwas 
über einen Cent/kWh, bzw. entsprach ei-
nem Maß Bier im Monat.

2014: Die Dauerschlagzeilen der Zei-
tungen lauten seit geraumer Zeit: „Die 
Energiewende mittels EEG ist unbe-
zahlbar“, „Überhöhte Subventionen an 
PV- und Wind-Abzocker lassen Strom-
preise explodieren zu Lasten des Gering-
verdieners“, „Das EEG muss abgeschafft 
werden“ oder auch „Eigenverbrauch ist 
unsolidarisch“. In Bäckereien liegen Un-
terschriftenlisten aus, die eine Abschaf-
fung der EEG-Umlage fordern (Bild 1). 
Auf Familienfesten, Vereinssitzungen 
oder langen Zugfahrten kann man sich 
längeren Diskussionen sicher sein, so-
bald man seinen Beruf nennt. Die EEG-

Umlage beträgt 6,24 Cent/kWh, bzw. 218 
Euro Mehrbelastung im Jahr für einen 
Durchschnittshaushalt. 

Der Sündenbock scheint schnell gefun-
den. Übersubventionierte Solar-Wind- 
und Biogasanlagenbetreiber! Doch so 
einfach ist es nicht. Auch wenn es als 
Dauermantra ununterbrochen verbreitet 
wird: Es stimmt nicht, wie nachfolgend 
aufgezeigt.

Wandel der Energiedebatte 
2008/2009 häuften sich erstaun-

licherweise trotz eindeutig gültigen, 
bestehenden Atomausstiegsvertrages 
folgende Zeitungsmeldungen, Studi-
en und Expertenmeinungen: „Ohne 
Kernenergie kein Klimaschutz!“, „Ohne 
Kernenergie keine Versorgungssicherheit 
und Bezahlbarkeit der Strompreise“, so-
wie „Kernenergie ist die unverzichtbare 
Brückentechnologie für den Einstieg in 
das Erneuerbare Energien Zeitalter“. Der 
weitere Verlauf ist bekannt. Die Debatte 
verstärkte sich und gipfelte August 2010 
in einer flächendeckenden, ganzseitigen 
Anzeigenkampagne von 40 Managern. 
Der Parlamentsbeschluss zur Laufzeit-
verlängerung – ein Milliardengeschenk 
an die Atomwirtschaft – folgte bereits 
im Oktober 2010. Er bestünde immer 

noch, wenn nicht Fukushima und eine 
aufgebrachte Bevölkerung dazwischen 
gekommen wäre. 

Der EEG-Coup hinter den 
Kulissen: Wie mache ich aus einer 
Mücke einen Elefanten?

Gleichzeitig gab es zur Berechnung 
der EEG-Umlage eine entscheidende 
Änderung, die – von der Öffentlichkeit 
unbemerkt – beschlossen und umgesetzt 
wurde. 

Bis 2009 verkaufte jeder Stromlieferant 
– vom großen Versorger bis zum kleinen 
kommunalen Stadtwerk – eine definierte 
EEG-Strommenge in seinem jeweiligen 
Strom-Portfolio zu regulärem Preis mit, 
die er zuvor zum Preis der Durchschnitts-
vergütung an den Übertragungsnetzbe-
treiber (ÜNB) bezahlt hat. Die verbleiben-
den Mehrkosten der ausbezahlten Vergü-
tungen wurden als EEG-Umlage auf alle 
Stromverbraucher umgelegt. Ausgenom-
men davon waren lediglich einige wenige 
energieintensive Betriebe. Die Entwick-
lung der EEG-Umlage entsprach in ih-
rem Verlauf bis 2009 der Entwicklung der 
tatsächlichen EEG-Kosten und stieg nur 
moderat gemäß des Zubaus.

Die beiden Lobbyverbände BDEW und 
BNE setzten sich bereits länger vehement 
für eine „Reform des Ausgleichmechanis-
mus“ ein und forcierten dies. Durch eine 
kleine Anfrage der damals oppositionellen 
FDP an die Bundesregierung zur „Novel-
lierung des EEG-Wälzungsmechanismus“ 
kam das Thema im März 2009 auf die 
parlamentarische Agenda. Im Mai 2009 
legte die damalige Bundesregierung die 
„Verordnung zur Weiterentwicklung des 
bundesweiten Ausgleichsmechanismus 
des EEG“ vor. Am 2. Juli 2009, wenige 
Tage vor der Sommerpause stimmte auch 
der Bundestag dem Verordnungsentwurf 
zu. Eine Diskussion fand nicht statt. Die 
Beschlussempfehlung des Umweltaus-
schusses wurde vom Parlament mit der 
Mehrheit der großen Koalition, sowie 
den Stimmen der oppositionellen FDP 
im Schnellverfahren abgenickt.

Die Folgen dieses Beschlusses waren 
fatal für die Verbraucher, wurden aber in 
der Öffentlichkeit bis zum heutigen Tag Bild 1: Dezember 2013: Bäcker starten Petition zur Abschaffung der EEG-Umlage
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überhaupt nicht wahrgenommen oder 
diskutiert. Selbst die existentiell betroffe-
ne EE-Branche reagierte nicht. Lediglich 
Professor Jarras 1) warnte bereits 2009 
vor einer stark steigenden EEG-Umlage: 
„Neuer EEG-Ausgleichsmechanismus 
kann den Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien gefährden!“ 

Wie recht er behielt, zeigt Bild 2. Die 
Entwicklung der reinen Förderkosten der 
Anlagenbetreiber, die den Originalzahlen 
der ÜNB anhand des im Netz veröffent-
lichten EEG-Kontos entnommen werden 
können, wurde vollständig entkoppelt 
von der Entwicklung der EEG-Umlage. 
Konkret hat sich die EEG-Umlage seit Be-
schluss der neuen Berechnungsmethode 
ab 2009 verfünffacht, während sich die 
umlagefi nanzierten, reinen Förderkosten 
der Anlagenbetreiber im gleichen Zeit-
raum trotz zeitweise starken Solarbooms 
nicht einmal verdoppelt haben.

Welche Änderung brachte die neue 
Verordnung mit sich? 

Der eingespeiste EEG-Strom der Anla-
genbetreiber muss seit 01.01.2010 ver-
pfl ichtend durch die vier Übertragungs-
netzbetreiber (ÜNB) am Spotmarkt EPEX 
der Strombörse vermarktet werden. Hier 
steckt der Systemfehler: Die Strombörse 
der konventionellen Energiewirtschaft 
orientiert sich an Brennstoff- und CO2-
Kosten. Erneuerbare Energien sind dort 
jedoch wertlos, denn sie haben naturge-
mäß weder Brennstoff-, noch CO2-Kos-
ten. Dadurch, dass zudem der gesamte 
EEG-Strom (inkl. Altanlagen) gemäß 
der neuen Verordnung vollständig über 
den Spotmarkt vermarktet werden muss, 
während konventionell erzeugter Strom 
weiterhin überwiegend am Terminmarkt 
gehandelt wird, überwiegt der Einfl uss 
des Ökostroms stark. Der sich bildende 
Börsenpreis (Schnittpunkt Angebot und 

Nachfrage) wird entsprechend niedrig 
und sinkt zudem kontinuierlich mit jeder 
weiteren neu zugebauten Erneuerbaren 
Energie Anlage (Merit Order Effekt).

Die EEG-Umlage berechnet sich aus 
der Differenz des Ausgabenblocks im 
EEG-Konto 2) (Vergütungsauszahlungen, 
Marktprämie, sowie weiterer Nebenkos-
ten wie Zinsen, Prognosekosten, Börsen-
kosten etc.) minus des Einnahmenblocks 
im EEG-Konto durch die Einnahmen der 
ÜNB am Spotmarkt der Strombörse. Was 
die neue Verordnung letztendlich be-
wirkte, ist, dass der Einnahmenblock per 
Dekret zum 01.01.2010 schlagartig klei-
ner wurde. Wenn der Einnahmenblock 
kleiner wird, steigt automatisch das Er-
gebnis der Differenz und somit die EEG-
Umlage. Durch den Merit-Order-Effekt 
wird der Einnahmenblock kontinuierlich 
mit jeder neu zugebauten Anlage noch 
kleiner. Die EEG-Umlage rast gegen den 
Himmel, selbst wenn der Ausgabenblock 
(die Förderkosten der Anlagenbetreiber) 
unverändert bleibt. Die massive Auswei-
tung der Industrieprivilegien (BesAR) ver-
stärkte diese Entwicklung zusätzlich.

Nicht eine angeblich maßlose Über-
subventionierung der Anlagenbetreiber 
(= Ausgabenblock), wie täglich in Print, 
Fernsehen, Radio zu hören ist, lässt die 
EEG-Umlage so stark steigen, sondern 
vor allem ein politisch beschlossener 
Systemfehler. Erneuerbaren Energien 
wurde ein System übergestülpt, das auf 
konventionelle Energieträger ausgerich-
tet ist, an denen Erneuerbare Energien 
(keine Brennstoff, keine CO2-Kosten) per 
se wertlos sind und verramscht werden 
müssen. Die entstehende große De-
ckungslücke aufgrund eines Refi nanzie-
rungsinstruments, das von vorne herein 
nicht funktionieren kann, wird durch 
den Merit-Order-Effekt immer größer 

und muss gemäß neuem Ausgleichsme-
chanismus vom Verbraucher in Form der 
EEG-Umlage ausgeglichen werden. Die 
EEG-Umlage – zugleich ein Indikator 
der Akzeptanz für eine Energiewende in 
Bürgerhand – explodiert.

Startschuss des Photovoltaik-
Bashings 2010

Der starke Anstieg der EEG-Umlage 
um 70 Prozent wurde Oktober 2010 in 
den Medien beinahe durchgängig allein 
als Folge von überhöhten Einspeisevergü-
tungen und Steigerungen der Auszahlun-
gen an die Betreiber dargestellt. Es fehlte 
offensichtlich an Durchblick oder auch 
der Bereitschaft, die Faktoren zu untersu-
chen, die tatsächlich den plötzlichen An-
stieg der EEG-Umlage verursacht hatten 
und sie in den folgenden Jahren noch hö-
her treiben würden. Nur vereinzelt war die 
Pressemeldung von Matthias Kurth, dem 
damaligen Präsident der Bundesnetz-
agentur zu lesen: Der plötzliche, starke 
EEG-Umlagen-Anstieg hätte nichts mit 
überhöhten Vergütungsauszahlungen zu 
tun. Die EEG-Umlage könnte sogar auf-
grund gefallener Großhandelspreise ab-
gesenkt werden. Leider verstimmte auch 
diese einsame Stimme in der Presseland-
schaft wieder, als Matthias Kurth ab März 
2012 nach Wunsch des FDP Wirtschafts-
ministers durch Herrn Homann ersetzt 
wurde. Homann war unter den FDP-Mi-
nistern Martin Bangemann und Helmut 
Haussmann von 1987 bis 1990 bereits als 
Redenschreiber tätig.

Persönliche Erkenntnis
In den Berichterstattungen zur EEG-

Umlage fi el das große Ungleichgewicht 
auf und es wunderte einen, dass es 
nicht einen Artikel gab, der die neue 
Verordnung und Berechnungsmethode 
der EEG-Umlage erläuterte. Von dieser 
folgenreichen Änderung informiert, der 
Hinweis kam im Frühjahr 2010 von ei-
nem Energiefachmann, begann ich mich 
näher damit zu beschäftigen. Durch pa-
ralleles Vergleichen der Originalzahlen 
der Übertragungsnetzbetreiber und der 
Berichterstattungen zum Thema EEG un-
ter Berücksichtigung von Berichten und 
Studien, auf die verwiesen wurde fi el auf, 
dass die Faktenlage regelrecht konträr 
war. Offensichtlich waren die Berichter-
stattungen schlecht recherchiert, unvoll-
ständig wie auch auffallend einseitig. 

Gleichzeitig fi el auf, dass andere lang-
anhaltende Schlagzeilen wie Sarrazin, 
Massenpanik Loveparade, EHEC, Wulff, 
Gauck … alle jeweils nur eine begrenz-
te Lebensdauer hatten, egal wie lang sie 
vorher thematisiert wurden. 

Eine Schlagzeile scheint aber nie zu en-
den. Sie wurde seit 2010 zum Dauerbren-

Bild 2: Entwicklung der umlagefi nanzierten Auszahlungen an EEG-Anlagenbetreiber (Vergü-
tungen inkl. markt- und managerprämie) in mrd. Euro und der EEG-umlage für Haushalte 
und mittelstand in Ct/kWh
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ner und riss bis heute nicht ab (abgesehen 
von einer kurzen Pause nach Fukushima): 
„Übersubventionierung von Solar- und 
Windanlagen lässt Strompreise explo-
dieren zu Lasten des Geringverdieners. 
EEG-Umlagen-Explosion erfordert EEG-
Reform“.

Warum war bei dem Stichwort Ener-
giearmut stets vom Strompreis die Rede, 
obwohl die Erdgaspreise und erst recht 
die Heizölpreise, seit 1998 unvergleich-
lich stärker gestiegen waren und warum 
gab es zu Erdgas- und Heizölpreisen kei-
ne Dauerschlagzeilen?

Die Methodik 
naturwissenschaftlichen 
Arbeitens

Als Ingenieurin und Energiewirtin ist 
mir die Methodik naturwissenschaftli-
chen Arbeitens vertraut: Beobachten, 
Sammeln, Ordnen, Zusammenhänge er-
kennen, Recherchieren, Hypothesen auf-
stellen, Zusammenhänge verifizieren oder 
falsifizieren. Mit dieser Herangehenswei-
se bin ich auch an die mir aufgefalle-
ne starke Einseitigkeit der Schlagzeilen 
herangegangen, die nach Vergleich von 
Zeitungsberichten mit Originalzahlen- 
und Dokumenten immer offensichtlicher 
wurde. 

Beobachten ��  negative Schlagzeilen 
zu PV, Strompreis und EEG reißen 
nicht ab im Gegensatz zu anderen 
langanhaltenden Schlagzeilen oder 
Themen in den Medien
Sammeln ��  kontinuierlich über 
Monate und Jahre Schlagzeilen zu 
EEG/PV/Energiewende gesammelt 
Ordnen ��  Schlagzeilen sind sehr 
einseitig, bzw. unvollständig 
(AusglMechV fehlt völlig)
Zusammenhänge erkennen, Hypo-��
these: Einseitigkeit kein Zufall?
Recherchieren: wie kommen Schlag-��
zeilen in die Zeitungen? Hat sich 
Journalismus verändert? Internetre-
cherche; Gespräche mit Journalisten
Zusammenhänge verifizieren oder ��
falsifizieren

Ergebnis 1:
Die Zeitungsbranche befindet sich seit 

der Einführung des Internets in einer 
Strukturkrise. Viele Zeitungen sind in 
ökonomischen Schwierigkeiten. Einspa-
rungen prägen die Branche, Auflagen 
gehen zurück, Pleiten oder Übernahmen 
häufen sich.

Ergebnis 2: 
Während in der Zeitungsbranche seit 

Jahren Arbeitsplätze verloren gehen, 
boomt Public Relation. Viele Journalis-
ten haben in die PR-Branche gewechselt. 

Es gibt neue Berufe der Kommunikation, 
wie z.B. public-affairs als Dienstleister für 
Unternehmen oder Verbände. So heißt 
es beispielsweise unmissverständlich in 
einer PR-Imagebroschüre einer dieser 
zahlreichen Agenturen: „Um Deutungs-
hoheit beim Kundenthema zu erreichen, 
gilt es den Prozess so zu strukturieren, 
dass ausgesuchte kommunikative Pflöcke 
mit dem richtigen Timing eingeschlagen 
werden“. In der gleichen Broschüre steht 
ergänzend zur Beschreibung des Leis-
tungsspektrums: „Studien und Umfragen 
können diese Arbeit unterstützen“.

Ergebnis 3: 
Trend: Zeit- und kostenintensiver Re-

cherchejournalismus weicht zugunsten 
PR-Journalismus

Kernenergiedebatte 2008/2009 
war kein Zufall

Im Zuge weiterer Recherchen stieß ich 
auf zwei Originaldokumente von Kom-
munikationsagenturen, die an die Taz 
und an Greenpeace per Whistleblower 
zugespielt wurden. Es handelte sich um 
ein Papier der Agentur DAA im Auf-
trag des Atomforums 3), sowie um ein 
Konzept der Kommunikationsagentur 
PRGS 4). Das Konzept von PRGS war ein 
Akquisepapier für Eon. Die Inhalte beider 
Konzepte sind lehrreicher als so manches 
Politik-Fachbuch.

Die 2008/2009 merkwürdig erschei-
nende, plötzlich aufgetretene und flä-
chendeckende Debatte in den Medien 
„Kernenergie für Klimaschutz – alterna-
tivlose Brückentechnologie für das Er-
neuerbare Energien Zeitalter“ war offen-
sichtlich kein Zufall. Das genannte Ziel in 
den Unterlagen war unmissverständlich: 
„Bis zur Bundestagswahl 2009 Grund-
stimmung pro Laufzeitverlängerung 
herstellen“, bzw. „die politische-öffent-
liche Debatte um die Verlängerung der 
Restlaufzeiten deutscher Kernkraftwerke 
positiv beeinflussen”.

Die Handlungsempfehlungen, die aus 
beiden Dokumenten einen Einblick in 
moderne PR geben, sind beeindruckend 
und gleichzeitig erschreckend.

Das Grundprinzip ist permanente 
Medienarbeit in Form von „verdeckter 
PR“ oder „leiser PR“ und Vortäuschen 
vermeintlicher Neutralität mittels einer 
Vielzahl von Studien, Experten und Ver-
anstaltungen. Der wichtigste Satz des 
PRGS-Papiers dazu steht auf Seite 93: 
„Politiker bevorzugen wie Journalisten 
quellenbasiertes Informationsmaterial, 
das die Neutralität der Information sug-
geriert.”

Empfohlene Methoden einer profes-
sionellen strategischen Kommunikation 
entlang einer Zeitachse sind:

Kernbotschaften und Argumentati-��
onsketten werden unter dem geziel-
ten Einsatz von plakativen Begriff-
lichkeiten entwickelt und dauerhaft 
verwendet. So entstand das Wort 
„Brückentechnologie“.
Ausgewählte Journalisten und Me-��
dien werden kontinuierlich mit „be-
stellten Wahrheiten“ versorgt mittels 
(wissenschaftlicher) Studien, Mei-
nungsumfragen, Statistiken, sowie 
von PR-Agenturen geschriebenen 
Texten, Interviews und Meinungs-
beiträgen. 
Ausgesuchte Politiker erhalten vor-��
gegebene Argumentationslinien
Kooperation mit Veranstaltungsfor-��
maten die für eine Kampagne pro 
Kernkraft genutzt werden können 
(Symposien, Tagungen, Foren)
Medien-Kritiker werden mit allen ��
denkbaren Methoden des „negative 
campaignings“ überzogen, diffa-
miert und disqualifiziert. 
Blogs, Webseiten und andere Social-��
Media-Plattformen werden gezielt 
instrumentalisiert und manipuliert. 

Wenn man die Berichterstattungen zur 
Photovoltaik oder des EEG die letzten 
Jahre verfolgt, fallen Parallelen auf. Fast 
wöchentlich kommen neue Experten hin-
zu, die bei gleichzeitigem Ignorieren der 
fatalen Auswirkung der Ausgleichsme-
chanismusverordnung die Kostenexplo-
sion der EEG-Umlage durch „ausufernde 
Subventionen“ beklagen und aufgrund 
dessen eine Reform oder auch kom-
plette Abschaffung des EEGs fordern. 
Interessanterweise tauchen umso mehr 
Experten und Stimmen auf und wird die 
Schlagzeilenflut umso dichter, je näher 
ein Termin einer Lesung im Bundestag 
oder Bundesrat rückt. Mit stets gleichlau-
tenden Begrifflichkeiten und Argumen-
tationslinien.

Sicherlich gibt es keine handfesten 
Beweise. Leider hat mir kein Whistleblo-
wer aus einer public-affairs-Agentur, aus 
inneren Skrupeln heraus ein Anti PV/
EEG-Strategie-Kommunikationspapier 
zugespielt.

Einer Naturwissenschaftlerin stellt sich 
jedoch schlicht die Frage nach Wahr-
scheinlichkeiten. Belegt ist, dass solche 
Methoden praktizierte Realität sind. Die 
PR/public-affairs-Branche boomt nicht 
ohne Grund. Belegt ist auch, dass es für 
die Laufzeitverlängerung solche Papiere 
gab. Punkt für Punkt aufgeschlüsselt 
nach Kommunikationsinstrument, Me-
thodik, Kosten.

Wie wahrscheinlich ist es, dass sich 
die konventionelle Energiewirtschaft zur 
Durchsetzung eigener Interessen und Ab-
wehr dezentraler Konkurrenz weiterhin 
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von Kommunikationsberatern beraten 
lässt? Und dabei auf Handlungsempfeh-
lungen zurückgreift, die bereits bei der 
Beeinflussung der öffentlichen Meinung 
zum Thema Atomenergie so hervorra-
gend geklappt haben?

Wie wahrscheinlich ist es hingegen, 
dass im Rahmen professioneller Unter-
nehmenskommunikation großer Energie-
unternehmen ausgerechnet das Thema 
„Abwehr der PV, bzw. dezentraler Erneu-
erbaren Energieformen, sowie ein Been-
den des EEG“ ausgeklammert wird? 

Der damalige RWE-Chef Jürgen Groß-
mann sagte bereits auf der Bilanzpresse-
konferenz im März 2012, dass die Pho-
tovoltaik das bisherige Geschäftsmodell 
der konventionellen Kraftwerke durch 
den eingespeisten Strom zur Mittagszeit 
gefährde. Unbestreitbar ist zudem, dass 
das EEG durch die Stromwirtschaft von 
Anbeginn mit allen Mitteln bekämpft 
wurde. Nicht nur gegen das EEG wur-
de juristisch vorgegangen, bereits in den 
90ern wurde gegen den Vorläufer des 
EEG, dem Stromeinspeisegesetz, geklagt. 
Jeder möge sich selbst die Fragen nach 
den Wahrscheinlichkeiten beantworten.

Ende 2010 recherchierte ich zu meinem 
Blogartikel „Journalismus und das EEG“ 
und veröffentlichte diesen Anfang 2011: 
Darin führte ich erstmalig die Auswir-
kungen der Ausgleichsmechanismusver-
ordnung aus und untersuchte die Rolle 
der Presse dazu. Anhand vieler Links und 
Originalbelege analysierte und widerleg-
te ich Schlagzeile für Schlagzeile der 
vergangenen gleichförmigen Zeitungs-
berichte. Gleichzeitig thematisierte ich 
zum ersten Mal das sogenannte „Agenda 
Setting“. Das gezielte Setzen von Themen 
und Schlagzeilen durch Lobbygruppen, 
bei dem, wie Claudia Kemfert es in ihrem 
Buch „Kampf um Strom“ formuliert, das 

Geld am Ende darüber bestimmt, wer am 
Ende gehört wird. 

Die Invasion der Kommentare in 
unserem Blog

Sehr schnell nach der Veröffentlichung 
des sehr kritischen Blog-Posts hagelte es 
Kommentare, die inhaltlich und in ihrer 
Wortwahl ziemlich genau das wieder ga-
ben, was den Schlagzeilen des medialen 
Trommelfeuers der letzten Monate gegen 
die EEG-Umlage, das EEG und die Pho-
tovoltaik entsprach. Die sehr schnellen 
Reaktionen verwunderten uns, da der 
gleichzeitig mit dem Blog-Post veröf-
fentlichte Zeichentrickfilm hingegen 
noch keine zwanzig Aufrufe hatte. Mir 
kam das seltsam vor, da unser Firmen-
blog sonst nicht in dieser Weise und vor 
allem nicht so schnell frequentiert war. 
Welcher normale Bürger verfolgt unseren 
kleinen Firmenblog, um sofort mit zum 
Teil energiewirtschaftlichen Insider-Infos 
zu kontern? Nach der Überprüfung der 
angegebenen mail-Adressen stellte sich 
folgender Sachverhalt dar: Die angege-
benen Mailadressen der gleichförmigen 
Anti-EEG Kommentare waren bis auf eine 
allesamt ungültig und auffallend ähnlich 
mit nur kleinen Abweichungen. Eine re-
ale Mailadresse war allerdings dabei. Zu 
dieser Person gelang es mir, aufgrund 
der eindeutigen Mail-Endung und nach 
kurzer Internet-Recherche telefonisch 
Kontakt aufzunehmen. Wir telefonier-
ten ca. 30 Minuten. Es war eine ältere 
Dame, Leiterin einer katholischen Kita, 
deren berufliche Mailadresse lediglich ein 
paar Tage zuvor im Netz veröffentlicht 
wurde. Die gute Frau hatte noch nie was 
von EEG, EEG-Umlage, Quotenmodell 
gehört, konnte mit Photovoltaik nichts 
anfangen und wusste auch nicht, was ein 
Blog ist, geschweige denn, wie man Kom-
mentare darunter setzt. Die Arme fiel aus 
allen Wolken. Ihre berufliche Mailadres-
se war von einem Fremden missbraucht 
worden.

Nicht nur diese zutiefst erschrockene 
Frau fiel aus allen Wolken. Ich auch! 
So begann ich zu untersuchen, ob da 
Methode dahinter stecken kann. Ich las 
nochmal gründlich die Handlungsemp-
fehlungen in den Originaldokumenten 
der Kommunikationsagenturen. Auf S. 92 
des PRGS-Konzepts fand ich schließlich 
folgende Handlungsempfehlung: „Be-
ginnend mit einer Bestandsaufnahme 
relevanter Blogs werden Argumente pro 
Kernenergie in den Webdiskurs einge-
speist. […] Entsprechend der Ausrichtung 
identifizierter Blogs werden die entwi-
ckelten Argumente zielgruppenadäquat 
formuliert.“ Die gleiche PR-Agentur gab 
zudem Anleitungen wie durch „Integra-
tion von Social-Media in der Kommu-

nikation” mit Hilfe von Alert-Diensten, 
Twitterbeep etc. sämtliche News, Blogs, 
Foren im Web, in denen eine ausgewählte 
Marke oder ein ausgewählter Schlüssel-
begriff vorkommt, im Auge behalten und 
unmittelbar reagiert werden kann. Ich 
war fassungslos und konnte und wollte 
es kaum glauben.

November 2010 war in den Medien erst-
mals von der Forderung eines Deckels für 
Photovoltaik zu lesen und Anfang 2011 
forderte ein Landes-FDP-Politiker gleich 
die komplette Abschaffung des EEG. 

Doch alles änderte sich im März 2011 
mit dem furchtbaren Atomunglück in 
Japan. In gleich drei Reaktoren des 
Atomkraftwerks Fukushima kam es zur 
Kernschmelze. Die Welt war nicht mehr 
die Gleiche. Und die deutsche Regierung, 
die kurz vorher noch die Laufzeitverlän-
gerung altersschwacher Alt-AKWs be-
schlossen hatte, erlebte Massenproteste 
und große Empörung. 

In den Zeitungen geschah Erstaunli-
ches. Das vorher monatelang ununter-
brochene Dauermantra „Ökostromför-
derung lässt Strompreise explodieren“ 
verstummte Mitte März augenblicklich. 
Keine Zeile mehr zu explodierenden 
Strompreisen durch solare Übersubven-
tionierung, obwohl die Nachfrage nach 
Photovoltaik viel stärker war als zuvor. 
Über Wochen und Monate blieb es still, es 
herrschte regelrechte PV-Bashing Fried-
hofsruhe …. Vorübergehend!

In Teil zwei berichten wir, wie sich der 
vermeintlich vielstimmige, einhellige Chor 
zur Abschaffung des EEGs als elegantes 
Netzwerk weniger Akteure entpuppt:
„Die Attacke der Wirtschaftslobby INSM 
oder wenn Gegner von Mindestlohn 
plötzlich zum Schutzpatron von Gering-
verdienern werden.“

Fußnoten
1)	 Energiewirtschaftliche Tagesfragen, 

Heft 10, 2009
2)	 http://www.netztransparenz.de/de/

EEG-Konten-%C3%9Cbersicht.htm
3)	 http://blogs.taz.de/rechercheblog/ 

2011/10/28/atomlobby/
4)	 https://www.lobbycontrol.

de/2009/09/lesenswert- 
internes-strategiepapier-fur- 
atomlobby/
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